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Katzenjammer
Bis zu 300000Büsi streunen durch die Schweiz. Die Tiere verenden teils qualvoll. Doch politisch bewegt sich nichts.Was ist da los?

AnnaMiller

Wenn man Esther Geisser sagt, es sei
dochalles inOrdnungmitderLageder
Katzen in der Schweiz, bebt ihre Stim-
me. «Jedes Jahr sterben in der Schweiz
100000 Kätzchen jämmerlich dahin,
weil die Leute zu gleichgültig oder gei-
zig sind, um zu kastrieren. Nein, wir
werden dieses Thema nicht ruhen las-
sen.Undnein,wir lassenauchBundes-
bern nicht in Ruhe.»EstherGeisser ist
Präsidentin des Network for Animal
Protection (Netap). Seit dreissig Jahren
setzt sie sich aktivistisch für das Recht
von Tieren ein.

Laut Schätzungen der Tierverbän-
de – offizielle Zahlen gibt es keine – le-
ben in der Schweiz zwischen 100000
und 300000 Katzen, die offiziell nie-
mandem gehören. Katzen vermehren
sich rasant, werfen mehrmals im Jahr
Junge. Tierschutzverbände kastrieren
mit Spendengeldern von mehreren
hunderttausend Franken Tausende
Katzen im Jahr – aber schaffen es den-
noch nicht, die Überpopulation zu re-
duzieren. Ein Teil der unerwünschten
Katzen, gemäss Hochrechnungen von
Netap sindes 100000,werdenzudem
jedes Jahr erschlagen, ertränkt, er-
schossen oder eingeschläfert. Weil
Bauern oder andere Grundstückbesit-
zer derLagenichtmehrHerr sindoder
den Aufwand scheuen, sich aktiv um
die Katzen zu kümmern.

Auch inderSchweizein
«akutesKatzenproblem»
Natürlich seiendieZuständenochnicht
so krass wie in Griechenland, der Tür-
kei oderOsteuropa,woTouristen scha-
renweise kranke, verwaiste und hun-
gernde Tiere sehen. Doch auch in der
Schweiz müsse man von einem «aku-
ten Katzenproblem» sprechen, sagen
Verbände. Neben der Tatsache, dass
diese Katzen physisch leiden und teil-
weise qualvoll verenden, schaden die
vielen Katzen auch der Flora und Fau-
na in der Schweiz. Sie paaren sich mit
der geschütztenWildkatze und verän-
dern deren Genpool, jagen Vögel und
andereKleintiere, die sie nicht sollten.

Die Stiftung Für das Tier im Recht
hat im Juni 2018 deshalb zusammen
mit Netap eine Petition in Bern einge-
reicht. 115000 Unterschriften waren
zusammengekommen.Über 150Tier-
schutzorganisationen trugendiesemit.
Ihre Forderung: Kastrationspflicht bei
Katzen, ohne Wenn und Aber. Jeder
Halter soll dazu verpflichtet werden,
sein Büsi auf eigene Kosten zu kastrie-
ren, sofernesAuslaufhat.DerBundes-
rat lehnte ab, mit der Begründung, die
Pflicht gehe zu weit. Der Bauernver-
bandbegehrte auf.Der höchste Luzer-
ner Bauer sagte, die Bauernbetriebe
sollendenHofkatzenbestand selber re-
gulieren dürfen. Man appelliere auf
«Eigenverantwortung und Selbstbe-
stimmung».GegnerbefürchtetenKos-
ten für den Staat. National- und Stän-
derat lehnten die Petition ab.

Chip-Pflicht fürKatzen
abgeschmettert
VerschiedenePolitiker, die in eineähn-
liche Kerbe schlugen und das Problem
der Streuner in den Griff bekommen
wollten, erlittenNiederlagen.GLP-Na-
tionalrätin Isabelle Chevalley forderte
imDezembereineChip-Pflicht fürKat-
zen – analog zu Hunden, für die eine
Chip-Pflicht seit 2006 gilt. Somit hät-
ten unter anderem auch gezielter Kas-
trationskampagnen bei verwilderten
Katzen durchgeführt werden können,
argumentierte sie. Doch auch hier
winktenBundesratunddannderNatio-

nalrat ab. FürChevalleywäredieChip-
Pflicht ein guter Kompromiss gewe-
sen – denn auch für sie geht eine Kast-
rationspflicht für alle Halter zu weit.
«Ichwill nicht denStaat dazu zwingen,
sich inmeine privaten Katzen-Angele-
genheiten einzumischen», sagt sie. In
Bundesbern seidieLage sogutwieaus-
sichtslos.«DieMehrheit derPolitikwill
sich aus der Verantwortung stehlen.»

ImMoment ist einzignocheineMo-
tionder FDP-NationalrätinDoris Fiala
hängig. Wann sie im Rat behandelt
wird, ist nochunklar. Fiala selbst räumt
ihrem Anliegen kaum Chancen ein,
«weil dieAblehnungdesAntrags einer
ganzenKommission ja schon ein deut-
liches Zeichen ist». In ihren Augen

scheitertedasAnliegenanderBauern-
lobby imBundeshaus, die in jeder Par-
tei vorhandensei.Unddaran,dasswohl
Tierschützer-AnliegenunddasKatzen-
problemalsnichtdringlichgenugemp-
fundenwürden. «Dabei ist das Thema
der Bevölkerung sehr wichtig», sagt
Fiala. Selten habe sie in ihrer politi-
schenArbeit derartig vieleReaktionen
ausderBevölkerungerhalten, über so-
zialePlattformen,überBriefeundTele-
fonanrufe. Tierschutzfragen würden
vieleMenschen sehr beschäftigen.

Dabei ist der Mensch der Haupt-
schuldige an der heutigen Situation.
Auch wenn zahlreiche Katzenhalter
verantwortungsvoll handeln. Ausser-
dem zeigen die Zahlen der Meldefälle

bei Schweizer Tierheimen: Noch nie
war der Anteil an Findelkatzen inHei-
men so gross wie heute. Bei rund zwei
Drittel der über 10000 Katzen, die
schweizweit jährlichalleine inHeimen
des Schweizer Tierschutzes landen, ist
derHalter nicht bekannt. Auffällig vie-
le dieser Katzen, sagt Geisser von
Netap, seien zutraulich – es sei davon
auszugehen, dass einige willentlich
ausgesetztwurden.Geissermacht den
Social-Media-Katzentrend dafür mit-
verantwortlich: «Wir schauen uns süs-
se Katzenbabys auf Facebook an und
wollen dann auch unbedingt solche
Tiere.Merkenaber schnell: Soeinfach,
wie ich mir das vorgestellt habe, ist es
gar nicht». Viele würden die Anschaf-

fungbereuen.UnddieKatzenzumBei-
spiel zu Ferienzeiten vermehrt ausset-
zen oder abgeben. DerMensch, sagen
TierphilosophenundTieranwälte, lebe
eineDoppelmoral. Auf der einen Seite
würden Haustiere immer stärker ins
Zentrum gerückt und als Kinderersatz
verhätschelt. Auf der anderen Seite
stelle sichderMenschnoch immermo-
ralisch über das Tier.

Gesetzeslage sehr
widersprüchlich
Das zeigt sich auch im Schweizer
Rechtssystem, sagtdie StiftungFürdas
Tier imRecht. «AufGesetzes- undVer-
ordnungsebene ist die Situation in der
Schweiz sehr widersprüchlich», sagt
RechtsanwältinChristineKünzli. Es sei
in der Bundesverfassung verankert,
dassdieWürdedesTiersgeschütztwer-
den müsse. Bei näherer Betrachtung
liessen die Verordnungen aber Kom-
promisse zu Lasten der Tiere zu, wie
beispielsweise, dassbeiTierengewisse
schmerzhafte Eingriffe ohne Betäu-
bung erfolgen können. Der Staat kom-
me dort seiner Verantwortung nicht
nach, sagt Künzli. «Ebenso hat der
BunddiePflicht, Bestimmungenzuer-
lassen, um die Streunerpopulation in
den Griff zu kriegen.» Dass der Staat
davonnichtGebrauchmache, stehe im
Widerspruch zu seinen verfassungs-
rechtlichen Pflichten.

Deshalb, undauchaufgrundderge-
ringen Chancen, die Politiker in Bern
der Motion von Doris Fiala noch ein-
räumen, denken Tierschützer darüber
nach,den juristischenWegzubeschrei-
ten. Über eine Volksinitiative und Be-
stimmungenauf kantonaler oder kom-
munalerEbene.Vorbild fürdie Schwei-
zer Tierschützer ist unter anderem
Deutschland,woüber 700Gemeinden
eine Kastrationspflicht eingeführt ha-
ben –mitErfolg,wieersteOrte vermel-
den. In Österreich gilt eine entspre-
chendeKastrationspflicht seit 2005.

Nationalrätin Chevalley geht noch
einen Schritt weiter: Sie denkt laut da-
rüber nach, den Staat zu verklagen.
«EineMöglichkeit wäre, Abklärungen
zu treffen, umdenBundvorGericht zu
ziehen (siehe Box). In den Niederlan-
denhabenKlimaaktivisten erfolgreich
den Staat verklagt, weil dieser in der
Klimaschutzfrage zu lange untätig
war – warum sollte das nicht auch im
Bereich Tierschutz gelten?» Sie wolle
sich imMärzmit anderenParlamenta-
riern absprechenunderste Schritte an-
denken. «Nur, weil das Parlament
grüner ist, ist es nicht auch tierfreund-
licher.»

Tierschutz

300000
streunende Katzen leben laut

Schätzungen von Tierorganisa-
tionen in der Schweiz.

10000
Katzen landen jährlich in
Schweizer Tierheimen.

Tendenz steigend.

Seit2005
kennt Österreich eine

Kastrationspflicht bei Katzen.DorisFiala
Nationalrätin (FDP)

«DasThema ist
derBevölkerung
sehrwichtig.»

Tierschützer schlagen Alarm: Tausende Kätzchen verenden in der Schweiz jährlich qualvoll. Bild: Getty

Die Schweiz verklagen:
Ist das überhaupt möglich?
Politiker denken derzeit laut darüber
nach, denStaat zu verklagen,weil er in
ihrenAugenzuweniggegendasLeiden
streunenderKatzenunternimmt (siehe
Artikel).

In der Schweiz sind Klagen gegen
den Staat eher die Regel als eine Aus-
nahme, wie Johannes Reich vom Insti-
tut für Völkerrecht und ausländisches
Verfassungsrecht der Universität Zü-
richaufAnfrageerklärt.Der Staat kön-
ne, auf Kommunal-, Gemeinde-, Kan-
tons- oderBundesebenedazugezwun-
gen werden, gesetzliche Grundlagen
einzuhalten. Doch im Falle der streu-
nenden Katzen sieht die Lage hierzu-
lande eher schlecht aus. «Das Gesetz

besagt zwar, dass das Tierwohl ge-
schütztwerdenmuss, dieserGrundsatz
ist aber sehr allgemein gefasst», so
Reich. Wie und mit welchen juristi-
schenFolgendasProblemangegangen
werden kann, definiert das Gesetz
nicht. «Deshalb liegt der nächste
Schritt nun tatsächlich bei der Politik,
die nun konkrete Handlungspflichten
definierenmuss.»

Nur so könnte eine Unterlassung
dieserPflichteneineRechtsverletzung
darstellen – und entsprechend einge-
klagt werden.» Grundsätzlich vor Ge-
richt ziehen könnten die Tierschützer
trotzdem.DochdieChance,dass siege-
winnenwürden, ist sehr klein. (ami)


